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Im Jahr 1905 gründeten Kommunalbeamte 
einen Verein, damit ihnen im Krankheitsfall 
nicht der finanzielle Ruin drohte. Diese Hilfe 
zur Selbsthilfe entwickelte sich zum größten 
privaten Krankenversicherer in Deutschland: 
der Debeka, die bis heute ein echter Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit ist. Diese 
Organisationsform bedeutet, dass jeder Ver-
sicherte mit Unterzeichnung des Vertrags 
Mitglied des Vereins wird. Der Vorteil: Das 
Wohl der Mitglieder steht im Mittelpunkt 
aller Aktivitäten und es müssen – zum Bei-
spiel anders als in einer Aktiengesellschaft – 
keine Aktionäre zufriedengestellt werden. 

Die „Mutter“ der Gruppe 
Die Debeka Krankenversicherung hat heute 
4,8 Millionen Mitglieder, davon 2,3 Millionen 
Vollversicherte. Das Leistungsspektrum 
umfasst dabei Beihilfetarife für Beamte und 
Krankheitskostenvollversicherungen für 
Angestellte und Selbstständige sowie Zusatz-
versicherungen für gesetzlich Versicherte. Sie 
ist die „Mutter“ der Debeka-Gruppe, zu der 
neben der Krankenversicherung auch die 

Lebensversicherung, Allgemeine Versiche-
rung, Bausparkasse und Pensionskasse zäh-
len. Insgesamt betreut sie fast 18 Millionen 
Verträge und 7 Millionen Mitglieder. Damit 
gehört der Konzern zu den Top Ten der Ver-
sicherer in Deutschland. 

Beiträge im Alter stabilisieren 
Ein besonderes Anliegen der Debeka Kran-
kenversicherung ist es, die Beiträge ihrer Mit-
glieder im Alter möglichst stabil zu halten. 
Dazu werden Alterungsrückstellungen gebil-
det. Das heißt: In jüngeren Jahren zahlt man 
etwas mehr Beitrag. Dieser wird verzinslich 
angespart, um später die Beiträge zu stabili-
sieren bzw. zu senken. Die Debeka hat zu die-
sem Zweck aktuell mehr als 35 Milliarden 
Euro an Alterungsrückstellungen gebildet, die 
ganze Branche insgesamt 233 Milliarden 
Euro. Dementsprechend ist sie angesichts der 
demografischen Entwicklung mit mehr älte-
ren Menschen gut aufgestellt. 

Vielfältiger Service 
Vom reinen Kostenerstatter entwickelt sich 
die Debeka zum Gesundheitsdienstleister. 
Nicht nur eine umfangreiche ambulante und 
stationäre Versorgung ist dabei gewährleistet. 
Zahlreiche Programme dienen dem Erhalt 
der Gesundheit oder erleichtern den Umgang 
mit bestimmten Krankheiten, zum Beispiel 
bei Diabetes oder Schlafstörungen. In vielen 
Bereichen vereinfacht dabei die Digitalisie-
rung die Abläufe. So können beispielsweise 
Rechnungen über eine App per Smartphone 
eingescannt und übermittelt werden. Der 
positive Effekt: Die Leistung wird schneller 
ausgezahlt, weil der Postweg entfällt. 

Debeka mit den 
zufriedensten Kunden 
Die Mitglieder der Debeka Krankenversiche-
rung sind seit Jahren mit Abstand die zufrie-
densten der Branche. Das hat die Serviceba-
rometer AG erneut in ihrer aktuellen 
Befragung „Kundenmonitor Deutschland“ 
2017 bestätigt. 99 Prozent der Befragten sind 
zufrieden mit „ihrer“ Debeka.

Vom Kostenerstatter zum Gesundheitsdienstleister
Bei der Debeka sind Kunden gleichzeitig auch Mitglieder im Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit
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In der Öffentlichkeit fast unbemerkt ist das „Gesetz zur Sa-
nierung und Abwicklung von Autofirmen und Autohäusern 
(AuSAG)“ verabschiedet worden. Es sieht eine „Abwicklung“ 
vor, wenn das Unternehmen in seinem Bestand gefährdet ist. 
Eines der Abwicklungsinstrumente ist die „Gläubigerbetei-
ligung“. Diese erstreckt sich auf alle Verbindlichkeiten des 
notleidenden Unternehmens. Darunter fallen Lieferpflichten, 
Schadensersatzforderungen, beispielsweise bei sittenwidri-
ger Schädigung der Kunden von Dieselfahrzeugen, und Ge-
währleistungsansprüche. Die „Gläubiger“ des Unternehmens 
werden in bestimmten Umfang an der Abwicklung „betei-
ligt“. Diese „Beteiligung“ sieht so aus: Die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (Abwicklungsbehörde) erlässt 
eine „Abwicklungsanordnung“ in Form einer Allgemeinverfü-
gung i. S. des § 35 Satz 2 VwVfG. Durch den Verwaltungsakt 
wird die Forderung des Gläubigers/Kunden gestrichen, soweit 
sie 1.000 € übersteigt; ersatzweise kann der Gläubiger Anteile 
an dem Unternehmen, zum Beispiel Aktien, erwerben. Die 
Anordnung der Abwicklungsbehörde kann mit einer Klage vor 
dem Oberverwaltungsgericht angegriffen werden, die aller-
dings keine aufschiebende Wirkung hat. 

Käufer von Dieselfahrzeugen und Leute, die Forderungen an 
Autohäuser oder Autobauer haben, müssen natürlich (noch) 
keine Angst haben. Das skizzierte Gesetz gibt es (noch) nicht. 
Das Modell der „Abwicklung“ ist allerdings nicht frei erfun-
den. Es findet sich in dem „Gesetz zur Sanierung und Ab-
wicklung von Instituten und Finanzgruppen (Sanierungs- und 
Abwicklungsgesetz – SAG)“ vom 10. Dezember 2014 (Bun-
desgesetzblatt I Seite 2091). Die (Fach-)Presse hat es kaum 
zur Kenntnis genommen, geschweige denn darüber berichtet. 

Vielleicht liegt es am Umfang des Gesetzes, das immerhin 178 
Paragraphen enthält und in sprachlicher Hinsicht tendenziell 
auf Tarnung angelegt ist. Die zu annulierenden Bankguthaben 
werden beispielsweise als „ berücksichtigungsfähige Verbind-
lichkeiten“ bezeichnet (§ 91 SAG). Welche Verbindlichkeiten 
Schonvermögen sind, steht nicht im SAG, sondern im Einla-
gensicherungsgesetz (EinSiG). Die Schutzgrenze liegt derzeit 
in der Regel bei 100.000 € (§ 8 Abs. 1 EinSiG – Ausnahmen 
regelt Absatz 2). Der Rechtsschutz gegen die Abwicklungs-
anordnung ist zwar nicht völlig ausgeschlossen, aber stark re-
duziert (§ 150 SAG). Wer sich wehrt, muss in der Regel einen 
Rechtsanwalt einschalten – und ein erhebliches Kostenrisiko 
eingehen, weil vor dem Oberverwaltungsgericht Vertretungs-
zwang besteht (§ 67 Abs. 4 VwGO). Auch gibt es grundsätz-
lich keinen Anspruch auf Beseitigung der „Vollzugsfolgen“; 
den Betroffenen steht allenfalls ein Anspruch auf „Ausgleich 
der durch die Abwicklungsmaßnahme entstandenen Nach-
teile“ zu. Diese „Nachteile“ dürften im Streitfall schwer zu 
berechnen sein. 
Vielleicht geht es etwas zu weit, das SAG als „Triumph der 
Willkür“ (Philipp, Bankguthaben? Rette sich wer kann, 1. Aufl. 
2015, Seite 34) zu bezeichnen. Die Bevorzugung von „Bankin-
stituten“ und „Finanzgruppen“ auf Kosten ihrer Kunden stellt 
aber gewiss kein legislatorisches Ruhmesblatt dar.

Zwar dürften die meisten Bankkunden unter das Schonpri-
vileg des § 8 EinSiG fallen. Angesichts der Hektik und Un-
berechenbarkeit des Bundesgesetzgebers ist das aber nur ein 
schwacher Trost.
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